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Wie die Strommarktliberalisie-
rung gerettet werden kann
Das Begehren nach regulierten Strompreisen, die sich an den Gestehungskosten
orientieren, lässt sich mit dem liberalisierten Markt nicht vereinbaren.
Massnahmen zur Verhinderung von Preissteigerungen sind dennoch möglich, sollten
sich aber auf die Netze konzentrieren. Von Urs Meister
Die Verbraucher profitierten bisher kaum von der
Strommarktöffnung. Statt tieferer resultierten viel-
mehr höhere Preise. Dass die Begeisterung für die
Liberalisierung sinkt und Massnahmen gegen die
Preissteigerungen verlangt werden, überrascht
nicht. Im Zentrum verschiedener Bestrebungen
von Grosskunden steht dabei die Forderung nach
Strompreisen, die sich an den Gestehungskosten
statt an der europäischen Strombörse orientieren.
Geht man davon aus, dass der Schweizer Produk-
tionsmix mit Kern- und Wasserkraft relativ günstig
ist, dürften die inländischen Gestehungskosten tie-
fer liegen als die gegenwärtigen Marktpreise.
Konvergenz der Grosshandelspreise
Tatsächlich lässt sich die Gestehungskosten-
regelung nicht mit der Marktöffnung kombinieren.
Der Preis für Energie machte bisher etwa 40 Pro-
zent des Endkundentarifs aus. Im liberalisierten
Markt wird dieser Preis nicht reguliert, vielmehr
bildet er sich durch Angebot und Nachfrage. Und
dieser Markt ist international. Ähnlich wie Gas
und Öl kann Strom über die Grenzen gehandelt
werden. Zwar können je nach Jahreszeit knappe
Grenzkapazitäten den Handel beschränken, aller-
dings gibt es keine Zölle. Die logische Folge ist eine
Konvergenz der Schweizer Grosshandelspreise mit
jenen in den Nachbarstaaten. Und weil in Europa
die variablen Kosten von Kohle- und vor allem
Gaskraftwerken die Preise am Markt bestimmen,
gilt das auch für die Schweiz. Je nach Höhe der
Kohle- und Gaspreise ist das für Schweizer Strom-
produzenten und -konsumenten interessant. So
hätten die Verbraucher während der 1990er Jahre
vom europäischen Markt profitiert, als viele Was-
serkraftwerke teurer produzierten als die günsti-
gen Kohlekraftwerke. Doch gerade zu Beginn der
schweizerischen Liberalisierung zeichneten sich an
den europäischen Märkten rekordhohe Gas- und
Kohlepreise ab, was die Schweizer Produzenten
freute. Eine schwache Konjunktur in Europa und
das derzeit fast im Überfluss vorhandene Gas
könnten die Situation abermals verändern.
Die nun geforderte Gestehungskostenregelung
kann den Konsumenten kurzfristig tiefere Preise
bescheren, doch gehen damit verzerrende Neben-
wirkungen einher. Liegen die inländischen Ge-
stehungskosten unter den Marktpreisen, handelt es
sich faktisch um eine Subventionierung. Anreize
für die effiziente Stromnutzung gehen verloren, in-
effiziente Verbraucher werden besonders stark be-
vorzugt. Womöglich würden sie ihren günstig be-
zogenen Strom sogar am Markt weiterverkaufen.
Umgekehrt macht die Regelung die Stromproduk-
tion im Inland unattraktiv. Schweizer Produzenten
würden bevorzugt im Ausland investieren, wo
Marktpreise gelten. Ausserdem würden sie ver-
mehrt in Kraftwerke investieren, die weniger für
die inländische Grundversorgung als im Kontext
des lukrativeren internationalen Handels einge-
setzt werden. Daneben könnten findige Juristen
Konstrukte schaffen, die über einen Zwischen-
handel aus den Gestehungskosten Beschaffungs-
preise machen, die den gesetzlichen Anforderun-
gen entsprechen. Dass die Mehrheit der Schweizer
Elektrizitätsversorger in öffentlicher Hand ist,
spricht nicht gegen die beschriebenen Effekte: Ver-
mehrt ist auch der Staat als Aktionär an der Ge-
winnerwirtschaftung interessiert. Die Gestehungs-
kostenregelung würde daher einen Regulator ver-
langen, der neben den Netz- auch die Energietarife
festlegt. Dies ist in der Praxis nicht einfach, zumal
die Produzenten ihre Kosten so hoch als möglich
ausweisen. Die beschriebenen Verzerrungen sowie
die Herausforderungen bei der Regulierung spre-
chen dafür, dass vorzugsweise der Marktpreis für
den Energietarif verwendet wird. Natürlich kann
dieser aufgrund von hohen Gas-, Kohle- oder CO2-
Zertifikats-Preisen ansteigen. Dann fallen höhere
Gewinne bei inländischen Produzenten an. Weil sie
im Eigentum des Staates sind, müsste der Gewinn
konsequenterweise an diesen ausgeschüttet wer-
den, so dass alle Steuerzahler profitieren.
Das allerdings ist kein Plädoyer für höhere
Preise. Vielmehr sind Ansätze zu entwickeln, wel-
che Preissteigerungen verhindern oder begrenzen.
Doch dafür sind Interventionen bei den Energie-
tarifen nicht geeignet. Effektiver sind Massnahmen
bei den bereits regulierten Netztarifen. Dabei ste-
hen zwei Ansätze im Vordergrund, beide verlan-
gen eine Gesetzesrevision. Erstens braucht es eine
Anpassung der Regulierungsform. Das heutige
kostenbasierte Regime schafft keine Anreize für
Kostensenkungen und Strukturanpassungen bei
den (häufig kleinteiligen) Verteilnetzen. Nötig ist
vielmehr eine Anreizregulierung. Zweitens kann
auch die Stromeinspeisung durch die Produzenten
mit einem Netztarif belegt werden. Ein solcher
Einspeisetarif für Kraftwerkbetreiber ist insofern
gerechtfertigt, als viele Investitionen ins Übertra-
gungsnetz wegen des zunehmenden internationa-
len Handels nötig sind. Heute tragen die inländi-
schen Endverbraucher die gesamten Netzkosten
und subventionieren faktisch das internationale
Geschäft bzw. ausländische Bezüger.
Mehr Wettbewerb
Da es sich um eine Externalität handelt, ist eine
differenzierte Beteiligung der Produzenten an den
Kosten ordnungspolitisch sinnvoll. Die Strom-
branche muss auch bereit sein, mehr Wettbewerb
zuzulassen. Es braucht mehr Konkurrenz durch
private sowie ausländische Anbieter. Die beste-
henden Langfristverträge mit Frankreich, für die
sich der Bund auf europäischer Ebene engagiert,
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bieten für Schweizer Konsumenten im Markt kei-
nen Vorteil. Vielmehr wirken sie marktabschot-
tend, da sie aufgrund der Belegung von Transport-
kapazitäten Direktimporte beschränken. Der
Schweizer Elektrizitätsmarkt braucht daher keine
verzerrenden neuen Preisregulierungen, sondern
mehr Kostenwahrheit und Wettbewerb. Damit
wird letztlich auch die Teilnahme am europäischen
Strommarkt erleichtert – was längerfristig nicht
nur im Interesse der Produzenten, sondern auch
der Verbraucher ist.
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